
Liebe Leserin, lieber Leser,

erst im Dezember 2011 hat die Landesregierung ihren Ent-
wurf für den Haushalt 2012 vorgelegt. Wir LINKEN haben 
gegen diese verfassungswidrige verspätete Einbringung 
geklagt. Und anders als SPD und Grüne sind wir der Auf-
fassung, dass im Haushalt mehr Geld für Soziales, Bildung 
und Kommunen eingestellt werden muss. Wofür DIE LINKE 
beim Haushalt 2012 kämpft, erklären wir im Schwerpunkt 
auf den Seiten 4 und 5.

Daneben ist das zentrale Thema dieser Ausgabe der 
Rechtsterrorismus. Nach dem Auffliegen der Zwickauer 
Terrorzelle »NSU« kommen täglich neue Details über 
die Zusammenarbeit des Verfassungsschutzes mit den 
terroristischen Neonazis ans Licht. Auch in NRW haben die 
Terroristen in Dortmund einen Menschen ermordet und in 
Köln einen Anschlag verübt. Die Aufklärung über die Hin-
tergründe durch die Landesregierung lässt aber weiter auf 
sich warten. Was V-Leute in den braunen Organisationen 
machen und wer ihre Arbeit kontrolliert erläutern wir auf 
den folgenden Seiten.
 
Zu diesen Themen sowie zur Frage versteckter Kirchen-
finanzierung, der von der LINKEN geforderten Master-
platzgarantie und zu weiteren aktuellen Themen aus der 
Landespolitik wünschen wir eine spannende Lektüre.

Ihre Bärbel Beuermann 	        

Ihr Wolfgang Zimmermann

Vorsitzende der Fraktion  
DIE LINKE im Landtag NRW

Ende letzten Jahres flog 
der »NSU« und mit ihm 
eine erschütternde und 
Jahre währende Mord- 
und Anschlagserie der 
Nazi-Terrorzelle auf. Der 
empörten und trauernden 
Öffentlichkeit verspra-
chen die verantwort-
lichen Politiker die Auf-
klärung des Falls. 
Doch obwohl es Verwick-
lungen vor allem des Verfas-
sungsschutzes gibt, drängen 
Bundes- und Landesregierung 
vor allem auf zusätzliche Kom-
petenzen für die Ermittler. Ein 
fataler Fehler, meint die Frakti-
on DIE LINKE im Landtag NRW.
Ungeheuerliches wurde aus 
Kontrollgremien des Thüringer 
Landtag zum »NSU« bekannt: 
1999, also nach dem Abtau-

chen der Bombenbauer, habe 
der Verfassungsschutz über 
den Aufenthalt der gesuchten 
Neonazis Bescheid gewusst. 
Zu einer Festnahme kam es 
aber nicht. Dafür drückte der 
Geheimdienst ein Jahr später 
einem V-Mann und Neonazi 
2000 D-Mark in die Hand – 
für falsche Pässe für die Ter-
roristen Böhnhardt, Mundlos 
und Zschäpe.

Schutz der Nazis statt 
Schutz der Verfassung? 

Anna Conrads nennt es »un-
erträglich, dass der Staat den 
»NSU« gedeckt oder unter-
stützt haben könnte«. Die in-
nenpolitische Sprecherin der 
Fraktion DIE LINKE im Düs-
seldorfer Landtag fordert Auf-

klärung – auch in NRW. Denn 
auch hier will der Landesver-
fassungsschutz keine Kenntnis 
vom rechten Terror gehabt ha-
ben, trotz zahlreicher V-Leute 
in der Neonazi-Szene. Dabei 
gehen zwei Bombenanschläge 
in Köln mit 23 schwer Verletz-
ten auf das Konto des »NSU«. 
In Dortmund brachten die Ne-
onazis einen türkischen Kiosk-
besitzer um.
»Der NRW-Innenminister hat 
angekündigt, den Druck der 
Polizei auf Neonazis zu erhö-
hen. Das begrüßen wir«, so 
Anna Conrads. »Doch darüber 
hinaus muss öffentlich geklärt 
werden, warum der Geheim-
dienst entweder nichts von 
den Attentaten wusste – oder 
die Gefahr verschwieg.« 

Neonazis und 
Verfassungsschutz 
Hand in Hand? 
»NSU«-Skandal muss endlich öffentlich 
aufgeklärt werden!

Rotdruck
NRW-Card jetzt! Jeder Mensch hat ein 
Recht auf Mobilität. Doch ein Sozialticket, das 
sich die Menschen in NRW auch leisten können, 
will die Regierung nicht rausrücken. DIE LINKE 
kämpft weiter dafür. Seite 7

Haushalt 2012 – NRW braucht den Politikwechsel!
Wir erleben in NRW mit dem Haushalt 2012 
einen Kurswechsel in der Haushaltspolitik. 
Eine Abkehr von SPD/Grünen-Landesregierung von 
einer vorsorgenden Finanzpolitik. »Tabuloses Spa-
ren« und eine »Schuldenbremse« sind die neuen 
Schlagworte der SPD/Grünen Landesregierung. Als 
LINKE lehnen wir diese Maßnahmen ab. Denn 
Probleme werden so nicht gelöst. Noch vielmehr 
gilt dies für die CDU/FDP-Opposition hier in NRW, 
die in Berlin für die chaotische Bundesfinanzpolitik 
verantwortlich sind und so die aktuelle Finanz- und 
Wirtschaftskrise noch verschärfen. 
» Schwerpunkt auf Seiten 2 und 5

» Weiter auf Seite 2
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V-Leute: Neonazis im 
Dienste des Staates

Auch in Nordrhein-Westfalen 
arbeitet der Verfassungs-
schutz (VS) mit Spitzeln aus 
der Neonazi-Szene zusam-

men. Die Honorarkosten sind 
geheim, der Nutzen aus ihren 
Informationen zweifelhaft, 
doch der Schaden ist immens. 
DIE LINKE fordert die sofor-
tige Abschaltung der V-Leute.

Was sind V-Leute?

»Vertrauensleute« sind keine 
Beamten des Verfassungs-
schutzes, sondern Infor-
manten: Aktive Personen 
aus der rechten Szene, also 
führende Neonazis. Für ihre 
Informationen erhalten sie 
Geld, ihre Identität wird vom 
Geheimdienst geschützt. 
Selbst vor Gericht müssen sie 
nur nach Erlaubnis des Diens-
tes sprechen. In zahlreichen 
Prozessen entzogen sich die 
Nazi-Spitzel so einer Befra-
gung oder Verurteilung.

Wie viele V-Leute gibt 
es? Was verdienen sie?

Angaben über Anzahl und Ho-
norare halten die Ämter für 
Verfassungsschutz geheim. 
Laut »SPIEGEL« sind allein im 
Umfeld der NPD bundesweit 
rund 130 Funktionsträger als 
V-Leute aktiv. Dass ihre Infor-
mationen nützlich sind, darf 
bezweifelt werden. Beken-
nende Neonazis fühlen sich 

anderen Nazis, aber nicht 
dem Staat verpflichtet. Abge-
schaltete Nazi-V-Leute erklä-
ren freimütig: Innerhalb der 
rechten Szene spricht man 
ab, welche Informationen 
man dem VS gibt, Honorare 
fließen nicht selten in den 
Aufbau von Nazi-Strukturen. 
Steuergelder in Millionenhö-
he, die Rassisten und Gewalt-
täter handlungsfähig machen.

Gibt es kriminelle 
V-Leute?

Der Verfassungsschutz sagt 
nein, nach kriminellen Hand-
lungen würden V-Leute »ab-
gestellt«. Dagegen stehen 
Beispiele wie das von Seba-
stian S.: Als V-Mann stattete 
er Dortmunder Nazis mit 
Waffen aus, handelte mit Dro-
gen. Schon zur Wahrung ih-

rer Tarnung nehmen V-Leute 
an Straftaten teil, wie z.B. an 
einem Überfall auf hochbe-
tagte KZ-Überlebende in Wup-
pertal.

Wer kontrolliert die 
Arbeit des VS mit den 
V-Leuten?

Es gibt keinerlei öffentliche 
oder juristische Kontrolle. 
Der VS in NRW muss nur dem 
streng geheimen Kontrollgre-
mium des Landtags berichten, 
aus dem DIE LINKE ausge-
schlossen ist. Schweigepflicht 
herrscht sogar gegenüber 
anderen Landtagsabgeord-
neten. Die Operationen und 
Informanten des VS bleiben 
völlig im Dunkeln – selbst vor 
Gericht. »Der Geheimdienst 
ist ein Fremdkörper in einer 
Demokratie«, sagt deshalb 
Anna Conrads. 

Die Anforderungen an 
eine gute Betreuung 
von Kleinkindern sind in 
den letzten Jahren en-
orm gestiegen: Über eine 
verlässliche, pädagogisch 
anspruchsvolle Ganztagsbe-
treuung hinaus sollen Kin-
dergärten Orte sein, in denen 
sich die gesellschaftliche 
Vielfalt von unterschiedlichs-
ten Kulturen und Sprachen 
spiegelt. Die Kleinkinder sol-
len sich unabhängig von ei-
ner möglichen Behinderung 
oder ihrer sozialen Herkunft 
gleichermaßen respektiert er-
leben. Und sie sollen entspre-
chend ihrem individuellen 
Bedarf umfassend gefördert 
werden. Das 2008 von CDU 
und FDP gegen massive Pro-
teste durchgedrückte soge-
nannte Kinderbildungsgesetz 
(KiBiz) hat in der Praxis aber 
zu einer Verschlechterung der 
Rahmenbedingungen in Kitas 

sowie unzumutbaren Arbeits-
bedingungen in den Einrich-
tungen geführt.
Bei der Landtagswahl 2010 
trat DIE LINKE daher an, bes-
sere Rahmenbedingungen 
in den Kitas zu schaffen und 
durch die Abschaffung der 
Elternbeiträge für mehr sozi-
ale Gerechtigkeit zu sorgen. 
Mit dem im Juli 2011 von 
LINKEN, SPD und Grünen 

beschlossenen 1.KiBiz-Ände-
rungsgesetz wurden Schritte 
in die richtige Richtung un-
ternommen. Allerdings lehnte 
die Regierungskoalition wich-
tige Änderungsanträge der 
LINKEN ab, so zum Beispiel 
ein Sonderprogramm für 
Hauswirtschaftskräfte sowie 
die stufenweise Elternbei-
tragsbefreiung. Der Druck 
der LINKEN hat aber erreicht, 
dass die Investitionen in die 

Personalverbesserungen um 
rund 24 Millionen Euro auf-
gestockt wurden. Gleichzeitig 
hat DIE LINKE durchgesetzt, 
dass diese Personalinvestiti-
onen auch über 2012 hinaus 
den Einrichtungen zur Verfü-
gung stehen.
Für DIE LINKE ist klar: Um 
langfristig Gute Bildung und 
Gute Arbeit in demokratisch 
geführten Kindergärten zu 
schaffen, ist ein grundlegend 

neues Kindergartengesetz 
notwendig. DIE LINKE fordert 
dazu einen verbindlichen Plan 
zur stufenweisen Abschaf-
fung der Elternbeiträge noch 
in dieser Legislaturperiode 
und die Abschaffung der un-
tauglichen Kindpauschalen. 
Und DIE LINKE fordert eine 
gleichzeitige Aufstockung des 
tariflich entlohnten Personals 
zur Verbesserung der Betreu-
ungsqualität.

Für die Kurzen nur das Beste!
DIE LINKE fordert ein neues Kindergartengesetz

»Das KiBiz ist Mumpitz 
und nicht reformierbar. 

Deshalb brauchen wir ein neues 
Kitagesetz für NRW, gebühren-
freie Kitas und deutlich mehr 
Geld im System, damit Kinder 
und Erzieherinnen wieder gute 
Bedingungen haben.«

Carolin Butterwegge
Sozial- und familien-
politische Sprecherin

JA!

NRW-Landtag beschließt 
mehr Demokratie
DIE LINKE setzt direkte Bürgerbeteiligung durch 

Die Bürgerinnen und Bürger von NRW 
werden künftig direkter an politi-
schen Entscheidungen beteiligt sein. 
Auf Antrag der Fraktion DIE LINKE 
und mit Zustimmung von Grünen und 
SPD hat der Landtag die Abwahl von 
Bürgermeister/-innen erleichtert. 
Ebenfalls 2011 haben die drei Parteien die 
Hürden für Volksabstimmungen gesenkt, 
sowohl für Bürgerbegehren in Städten und 
Kreisen als auch für Volksentscheide im 
Land. Weiterführende Anträge der LINKEN 
für mehr Demokratie lehnten SPD und Grü-
ne jedoch ab.

Ursprünglich hatten SPD und Grüne die 
Regelungen aus Bayern übernehmen wollen. 
In diesem Fall wäre die Zahl der für Volks-
entscheide nötigen Unterstützer auch in 
Nordrhein-Westfalen geringer ausgefallen. 
Außerdem hätten die Bürger/-innen mehr 
Mitsprache auch zu weiteren politischen 
Themen gehabt. So sind in Bayern Bürger-
entscheide auch zu geplanten Bauvorhaben 
möglich. Am bayrischen Beispiel hatte sich 
die Linksfraktion mit ihren Anträgen im 
Landtag orientiert.
Vor so viel Demokratie schreckte Rot-Grün 
dann doch zurück. Dennoch können DIE  
LINKE und Verbände wie »Mehr Demokratie« 
den neuen Bedingungen für Volksabstim-
mungen sehr viel Gutes abgewinnen. »Wir 
haben deutlich günstigere Beteiligungsmög-
lichkeiten für die Bürgerinnen und Bürger 
dieses Landes erreicht«, sagt Wolfgang 
Zimmermann, Vorsitzender der Fraktion 
DIE LINKE im Landtag. »Es könnte mehr ge-
meinsame Projekte von Rot-Rot-Grün geben, 
wenn SPD und Grüne bereit wären, einen 
grundlegenden Politikwechsel in Richtung 
eines sozialen, ökologischen und demokrati-
schen NRW mitzutragen«, so Zimmermann.

»Aufklärung des rechten 
Terrors heißt Aufklärung 

über den Verfassungsschutz. 
Wusste er nichts über die 
NSU, dann ist er überflüssig. 
Und wenn er was wusste und 
schwieg, dann ist er gefährlich!«

Anna Conrads
Innen- und rechts-
politische Sprecherin

Ja!
Seit das Hochschul-
system auf Bachelor 
und Master umgestellt 
wurde und gleichzeitig 
die »Hochschulfreiheit« 
eingeführt wurde, erge-
ben sich für die Studie-
renden viele Probleme. 
Die größte Schwierigkeit 
besteht in den fehlenden 
Masterstudienplätzen, denn 
ohne Master kann man 
vielfach sein Berufsziel nicht 
erreichen: Insgesamt haben 
die Hochschulen in NRW 
nicht genügend Studienplät-
ze zur Verfügung, anderer-
seits reservieren sie aber 
vorhandene Masterplätze für 
ihre eigenen Studis. 
So ist derzeit der Wechsel 
von FH-Bachelor-Absolven-
tinnen und Absolventen 
(BAs) an eine Uni fast 
unmöglich, genauso der 
Wechsel zwischen Unis. Was 
zwischen Deutschland und 
Europa funktioniert, geht 

nicht innerhalb Deutsch-
lands? Ein Witz! 
Diesen Skandal will DIE  
LINKE im Landtag beenden. 
Jede/-r mit einem abge-
schlossenen Bachelor muss 
zu einem Studienort und/
oder Hochschultyp seiner 
oder ihrer Wahl wechseln 
können! Um den hochschul-
eigenen Studis die Plätze zu 
reservieren, schieben die 
Unis viele Gründe vor, zum 
Beispiel nicht absolvierte 
Seminare, die aber im Stu-
diengang der anderen Hoch-
schule gar nicht vorkamen. 
Damit wird vielen Menschen 

ihr Bildungsziel verwehrt. 
Das will DIE LINKE im Land-
tag NRW nicht zulassen. 

Kampf um das Recht auf Masterstudienplätze

 
 Masterplätze für alle BAs, die solche wollen!

 Allen Bachelorabsolventen/-innen mit Master- 
Ambitionen muss ein Platz garantiert werden!

 Alle Masterplätze an allen Hochschulen müssen für alle 
BAs derselben Fächergruppe zugänglich sein!

Das will DIE LINKE im Landtag NRW

»DIE LINKE im Landtag 
NRW bedeutet mehr 

Demokratie. Ohne uns hätte es 
keine OB-Abwahl per Referen-
dum gegeben. Ohne uns hätten 
SPD und Grüne nicht so schnell 
Bürger-/Volksbegehren verein-
facht.«

Özlem Alev Demirel
Parlamentarische Geschäfts-
führerin, kommunal-
politische Sprecherin

JA!

»Islamunterricht 
in NRW darf nicht 

durch einen Beirat beeinflusst 
werden! NRW-Kinder haben ein 
Recht auf Unterricht unabhängig 
von Ditib oder Milli Görus! Ja, wo 
leben wir denn!«

Gunhild Böth
Schul- und hochschul-
politische Sprecherin

Nein!

» Weiter von Seite 1

Ausser
Kontrolle
Wie der Verfassun

gsschutz

die Verfassung be
droht

Texte zu NPD-Verbot, „NSU“ und 
Verfassungsschutz
PDF-Download unter:  
www.linksfraktion-nrw.de

+++ NEU +++

 
»Kindertageseinrichtungen wie Kitas und Krippen sind die 
ersten außerfamiliären Orte, die Kinder besuchen. Kinder 
brauchen für ihre Entwicklung vielfältige Anregungen, 
Spielmöglichkeiten und andere Kinder. Dies alles erhalten 
sie in Kitas. Sie fördern als Familien begleitende Einrich-
tungen die soziale, emotionale, kognitive, sprachliche, mu-
sische und motorische Entwicklung von Kindern mit dem 
Ziel einer freien Entfaltung der kindlichen Persönlichkeit.«

Aus unserem Landtagswahlprogramm
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Der Haushalt 2012 – 
Sparen statt Vorsorge!

Der von der Landesregierung 
vorgelegte Haushalt 2012 ist 
Ausdruck einer tiefen Rat-
losigkeit. SPD und Grüne 
kapitulieren vor der selbst 
verursachten Steuerpolitik 

auf Bundesebene.  Sie ver-
abschieden sich damit von 
ihren Wahlversprechen. Sie 
bewegen sich mit riesen-
großen Schritten auf CDU 
und FDP zu. Der Löwenanteil 
der steuerlichen Mehreinnah-
men wird auf dem Altar der 
Konsolidierung geopfert. Die 

elementaren wirtschaftlichen, 
sozialen und ökologischen 
Erfordernisse für Nordrhein-
Westfalen bleiben dadurch 
klar auf der Strecke. Von den 
großen Ankündigungen einer 
»präventiven Finanzpolitik« 
und den Prinzipien »Vorsor-
ge« und »Nachhaltigkeit« 

bleibt nichts mehr übrig. Die 
hilflosen Einsparversuche 
im Haushalt 2012 kann man 
schon daran ablesen, dass 
SPD und Grüne  erneut eine 
ungewöhnlich hoch dotierte 
dotierte »Globale Minderaus-
gabe« ausgebracht haben - in 
Höhe von 750 Millionen Euro. 
Anstatt zu benennen wo die 
Regierung sparen wird, sollen 
750 Millionen Euro nach der 
Rasenmäher-Methode einges-
part werden. 

Die Fraktion DIE LINKE 
wird den Haushalt sehr 
genau prüfen und bewer-
ten. Wir stehen für einen 
glaubwürdigen und kon-

sequenten Politikwech-
sel und werden wir einen 
unsozialen Haushalt ab-
lehnen. Original sozial – 
auch nach der Wahl!Verspätete Haushalts-

einbringung ist 
verfassungswidrig!

Es ist nicht akzeptabel, dass 
die Minderheitsregierung aus 
SPD und Grünen erst Ende 
Dezember 2011 den Haus-
haltsplan für 2012 vorgelegt 
hat. Mit diesem Verschlep-
pungsmanöver verstößt sie 
gegen die üblichen zeitlichen 
Abläufe der Haushaltsbera-
tungen, die in der Regel mit 
der Schlussabstimmung vor 
Weihnachten beendet sind. 
Gegen diese Verschleppung 
hat die Fraktion DIE LINKE 
daher Verfassungsklage in 

Münster eingelegt. Dem Land 
NRW und zahlreichen Initi-
ativen entsteht dadurch er-
heblicher Schaden. Wichtige 

Investitionsvorhaben werden 
durch diese Vorgehenswei-
se verzögert und können 
teilweise nicht durchgeführt 
werden. Das führt zu nega-
tiven Wirkungen auf den regi-
onalen Wirtschaftskreislauf, 
ist schlecht für Wachstum, 
Beschäftigung und soziale 
Gerechtigkeit. 

Steuerpolitik – das 
Ende der Handlungsfä-
higkeit in NRW

Wir als LINKE stehen für sozi-
ale Gerechtigkeit, den Ausbau 
der öffentlichen Daseinsvor-
sorge und nachhaltige Investi-

tionen in die Zukunft unserer 
Kinder und der Menschen. 
Sozialabbau, Privatisierungen 
und Stellenabbau sind mit uns 
nicht zu machen. 

Die finanziellen Handlungs-
spielräume in Nordrhein-
Westfalen sind aufgrund der 
verfehlten Steuersenkungspo-
litik von SPD, CDU, FDP und 
Grünen seit 1998 auf Bundes-
ebene immer enger gewor-
den. Die Steuersenkungen 
für Reiche und Konzerne seit 
1998 führen heute zu Ein-
nahmeausfällen aller Bundes-
länder von jährlich über 50 
Milliarden Euro. Dem Landes-
haushalt NRW fehlen deswe-
gen jährlich ca. fünf Milliarden 
Euro. Ohne den neoliberalen 
Einheitsbrei von SPD und 
Grünen mit Unterstützung 
von FDP und CDU hätten wir 
in NRW keine Neuverschul-
dung. Die Aufnahme von Re-
kordschulden in Höhe von 
zusätzlich 23 Milliarden Euro 
durch CDU und FDP hat  die-
se Situation verschärft. Trotz 
dieser Situation wollen CDU 

und FDP die Schuldenbremse 
mit Null-Verschuldung in NRW 
einführen. Dieser Argumenta-
tion, haben sich SPD und Grü-

ne angeschlossen. Sie reden 
jetzt vom »tabulosen Sparen«. 
Die öffentlichen Haushalte 
haben jedoch kein Ausgaben-
problem, sondern ein Einnah-
menproblem.

Die Schuldenbremse ist eine 
Zukunfts- und Demokratie-
bremse. Was insbesondere 
CDU und FDP, aber auch SPD 
und Grüne wollen, führt zu 
einem handlungsunfähigen 
Staat, der nicht mehr in der 
Lage ist die notwendigen öf-
fentlichen Güter bereitzustel-
len. Das Land verliert seine 
Haushaltsautonomie und das 
zentrale Ziel der Zukunfts-
vorsorge der Menschen wird 
beerdigt. 

Steuerausfälle seit der Steuerreform 2000

Die Säulen zeigen die Maßnahmen der rot-grünen (SPD, Bündnis 90/Die Grünen), 
der schwarz-roten (SPD und CDU/CSU) und der schwarz-gelben (CDU/CSU und FDP) 
Regierungen. Die blaue Säule stellt den Gesamtausfall für das jeweilige Jahr dar.

Das Land NRW hat durch die Steuerreformen viel Geld 
verloren – pro Jahr rund 5 Milliarden Euro!

rot-grün schwarz-rot schwarz-gelb Gesamt (Daten: Bundesministerium der Finanzen)

Verantwortungslos!
Rot-Grün verzichtet auf dringend notwendige Investitionen 
in die Zukunft und beugt sich dem Spardiktat!

Schwerpunkt NRW-Haushalt 2012

... in die Bildung der nachwachsenden Generationen, 
und damit in Bildung für alle - ohne Gebühren oder Bei-
träge,  Gebührenfreiheit von der Kita über die Schule bis 
zur Hochschule sowie Aus- und Weiterbildung

... in die Bereitstellung von bezahlbarem und gutem 
Wohnraum und damit den Ausbau des sozialen Mietwoh-
nungsbaus und der energetischen Gebäudesanierung

... in die Schaffung neuer sozialversicherungspflichtiger 
Arbeitsplätze

... in die Handlungsfähigkeit der Kommunen durch eine 
verbesserte  Finanzausstattung

... in den öffentlichen Nahverkehr und die Einführung 
eines landesweit gültigen Sozialtickets, dass seinen Na-
men  verdient und  das sich die Betroffenen auch leisten 
können

... in die Teilhabe aller Bürgerinnen und Bürger am sozi-
alen Leben 

... in eine Verbesserung der gesamten öffentlichen 
Daseinsvorsorge 

DIE LINKE setzt auf Investitionen 
und Ausgaben … 

»Als Gewerkschafter 
und Abgeordneter setze 

ich mich für Ladenöffnungszeiten 
ein, die den abhängig Beschäf-
tigten freie Abende und freie 
Sonntage garantieren.«

Wolfgang Zimmermann
Fraktionsvorsitzender, 
arbeits- und gesundheits-
politischer Sprecher

JA!

»Mit uns wird es 
keine Kürzungen im 

Sozialbereich und keinen Stellen-
abbau geben. Denn wir halten an 
unseren ›Roten Haltelinien‹ fest. 
Wir stehen für einen wirklichen 
Politikwechsel!«

Bärbel Beuermann
Fraktionsvorsitzende, 
europa- und verkehrs-
politische Sprecherin

Nein!

»Auch beim Haushalt 
2012 gilt für uns: Kein 

Personal- und Sozialabbau und 
keine Privatisierung! Und ein 
landesweites Sozialticket für 
höchstens 15 Euro ist für DIE 
LINKE ein Muss!«

Rüdiger Sagel
Haushalts- und finanz-
politischer Sprecher

JA!

»Ich finde es perfide, 
dass den Kirchen Milli-

onen aus Landesmitteln gezahlt 
werden – auch von den 35 
Prozent der Bürger/-innen, die 
keiner Kirche angehören.«

Ralf Michalowsky
Kultur- und medien-
politischer Sprecher

JA!

Schlaglochgolfen – mit solchen 
kreativen Aktionen weisen einige 
Initiativen auf Haushaltslöcher und 
ihre Folgen hin. Dazu gehören eben 
auch kaputte Straßen. In Wuppertal 
golfte etwa die Kampagne »Gerecht 
geht anders« von ver.di. Nachma-
chen ist angesagt!

Rettungsschirm 
für Kommunen 
statt für Banken!
»Stärkungspaktgesetz«: Vergiftete 
Geschenke für Kommunen

Der Zustand der öffentlichen Einrich-
tungen und Straßen ist erbärmlich: 
Schlaglöcher in den Straßen, Schwimm-
bäder ehrenamtlich betrieben, nur we-
nige Stunden für das Publikum geöffnet 
oder ganz geschlossen, Bibliotheken 
ohne aktuelle Literatur, heruntergekom-
mene Schulgebäude.

SPD und Grüne haben mit freundlicher Unter-
stützung der FDP das sog. »Stärkungspaktge-
setz Kommunalfinanzen« verabschiedet, das 
angeblich Entlastung bringen soll. 

Das Land stellt zwar über zehn Jahre 350 Mio. 
Euro Hilfszahlungen an die 34 überschuldeten 
Gemeinden in NRW zu Verfügung. Aber diese 
Kommunen müssen für jeden Euro, den sie 
erhalten drei bis 4 Euro einsparen sowie binnen 
5 Jahren ihren Haushalts ausgleichen.

Die 34 überschuldeten Kommunen werden 
zur Teilnahme gesetzlich verpflichtet. Wenn 
Gemeinden die Kürzungsziele nicht erreichen, 
wird ihnen ein Staatskommissar vor die Nase 
gesetzt, der am Rat vorbei die Kürzungen 
durchsetzt. Kommunale Selbstverwaltung wäre 
passé. 

In einer zweiten Stufe können sich auch andere 
Kommunen freiwillig zur Kürzungsorgie anmel-
den. Die Hilfsgelder dafür werden allerdings den 
Gemeinden selbst in Rechnung gestellt, durch 
Vorwegabzug aus dem Topf der Landes-zuwei-
sungen für Kommunen.

Die Folgen des »Stärkungspakts« werden 
für alle Menschen schmerzlich spürbar sein. 
Es drohen die Schließung vieler freiwilliger 
Einrichtungen und ihr Abriss. Das betrifft z. B. 
Bibliotheken, Musikschulen, Bäder, Kulturein-
richtungen. 

Darüberhinaus wird die Bevölkerung durch 
steigende Eintrittspreise und Gebühren zum 
Stopfen der Haushaltslöcher weiter geschröpft. 
Auch für die Beschäftigten in den Kommunen 
drohen dramatische Kürzungen bei den Per-
sonalausgaben inkl. betriebsbedingter Kündi-
gungen.

DIE LINKE hat dieses Gesetz entschie-
den abgelehnt und stattdessen die Aus-
zahlung der Landeshilfen an die Kom-
munen ohne Auflagen und Bedingungen 
gefordert. 

Die Kommunen haben nicht über ihre Verhält-
nisse gelebt! Ihnen wurden durch Bundes- und 
Landesentscheidungen Steuereinnahmen ent-
zogen sowie neue Aufgaben ohne ausreichende 
Finanzmittel übertragen.

+++ Nothaushalt in zahlreichen 
Kommunen +++ Bibliotheken vor 
dem Aus +++ Schwimmbäder von 
Schließung bedroht +++ Straßen 
übersäht mit Schlaglöchern +++ 

Die Landesregierung kehrt vom Weg der sozialen Vorsorge ab 
und setzt stattdessen auf Haushaltskonsolidierung. SPD und Grüne 
wollen anscheinend sogar eine Schuldenbremse in der Landes-
verfassung verankern. Für die Fraktion DIE LINKE steht aber fest: 
Statt einer Konsolidierung muss es mehr Geld für Soziales, Bildung 
und Kommunen geben!

N
ürnberger Zeitung/H

arald Sippel
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Jeder Mensch hat ein 
Recht auf Mobilität. Doch 
viele Menschen können 
kaum das nötige Geld für 
die teuren Fahrscheine 
aufbringen. Schuld sind 
die zunehmend gerin-
gen Einkommen, eine zu 
schmale Rente und Hartz 
IV. Doch die Möglichkeit 
Busse und Bahnen zu 
nutzen gehört zum Leben 
einfach dazu. 
Egal, ob es um den Besuch 
von Freunden oder Ärzten, 
die Arbeitsplatzsuche oder 
den Einkauf geht: Hier könnte 
ein Sozialticket helfen. Ein 
solches Ticket gibt es bisher 
erst in wenigen Kommunen in 
NRW. Auf Druck der Fraktion 
DIE LINKE hat die Landesre-
gierung nun erstmals die Ein-
führung in weiteren Städten 
und Gemeinden ermöglicht.
Doch derzeit organisieren 
viele Verkehrsverbünde einen 
Misserfolg des Sozialtickets. 

Sie setzen den Preis einfach 
viel zu hoch an! Insbesondere 
der – auch für das Ruhrgebiet 
zuständige – VRR schlägt 
mit 29,90 Euro gewaltig zu. 
So verhindert er durch sei-
ne Preispolitik eine größere 
Nachfrage nach dem Sozi-
alticket. Es spricht für sich, 
dass bisher nur wenige dieser 
Tickets verkauft wurden. Wie 
eng Preis und Nachfrage zu-
sammenhängen, zeigen die 
Erfahrungen aus Dortmund: 
Hier wurde das Sozialticket 
Anfang 2010 von 15 auf 30 

Euro verteuert – der Absatz 
brach massiv ein: Die Zahl der 
Abos fiel von 24.000 auf nur 
noch 7.000.
DIE LINKE fordert: Ein Sozi-
alticket muss sich jeder lei-
sten können – es darf nicht 
mehr als 15 Euro kosten! Hier 
muss die Landesregierung 
tätig werden. Die Chance, 
bezahlbare Mobilität für Alle 
zu schaffen, darf nicht vor die 
Wand gefahren werden.

Fast jeder vierte Mensch 
in NRW hat einen Migra-
tionshintergrund. Kul-
turelle und sprachliche 
Vielfalt ist hier längst Re-
alität. Deshalb müssen 
Landesgesetze, die das 
ignorieren, endlich an-
gepasst werden. Ein Ver-
such dazu ist der im Ok-
tober 2011 von der SPD/
Grünen-Minderheitsre-
gierung vorgelegte Ge-
setzentwurf für ein Lan-
desintegrationsgesetz. 
Den Schwerpunkt legt der 
Entwurf auf die kommunale 
Integrationsarbeit, auf die Ar-
beitsmarktintegration sowie 
die interkulturelle Öffnung vor 
allem der Landesverwaltung. 
Die Vermittlung „interkulturel-
ler Kompetenz“ soll Bestand-
teil der Aus- und Weiterbil-
dungsverordnungen werden.
In vielen Punkten ist der Ge-
setzentwurf aber immer noch 
eine politische Baustelle. Wo 
er Fragen klären will, wirft er 

neue auf: Wie sollen Kommu-
nen „freiwillige“ Integrations-
aufgaben bewältigen, wenn in 
NRW ein Drittel von ihnen mit 
einem Nothaushalt arbeiten 
muss? Wie soll interkulturelle 
Öffnung ohne flächende-
ckende Antidiskriminierungs-
struktur funktionieren? Wie 
will die Regierung Integrati-
onspolitik für alle machen, 
ohne sich dabei von der ras-
sistischen Migrationspolitik 
der schwarz-gelben Bundes-
regierung abzugrenzen?
Gleichberechtigte soziale 
Teilhabe an der Gesellschaft 
für alle – das muss auch für 
Flüchtlinge gelten! Die Frak-
tion DIE LINKE fordert des-
halb, die Unterstützung des 
Landes auch und gerade 
für Menschen mit prekärem 
Aufenthalt in das Gesetz auf-
zunehmen und in NRW eine 
Integrationspolitik für alle zu 
wagen. Eine interkulturelle 
Öffnung der Institutionen 
kann nicht gelingen, wo kei-
ne Strukturen vorhanden 
sind, die Migranten/-innen 

unterstützen und Rassismus 
bekämpfen. Sie müssen auf 
allen Ebenen auf- und ausge-
baut werden, auch und ge-
rade im Öffentlichen Dienst. 
Und ein respektvolles Zusam-
menleben braucht Respekt 
vor der natürlichen Mehrspra-

chigkeit: Diese muss in der 
Schule und darüber hinaus 
gefördert werden. Insgesamt 
ist der aktuelle Gesetzent-
wurf zwar ein brauchbares 
Gerüst – aber mit zahlreichen 
Lücken, die dringend gefüllt 
werden müssen.

Das Integrationsgesetz NRW – 
die interkulturelle Schule 
bleibt die größte Baustelle

Flyer und Broschüren der Fraktion DIE LINKE
Wir stellen Argumentationshilfen und Hintergrundinfos kostenfrei zur Vergügung. Alle Flyer 
und Broschüren gibt es als PDF zum Download auf www.linksfraktion-nrw.de, sie sind telefonisch zu bezie-
hen unter 0211/8844621 oder per E-Mail an sonja.krurup@landtag.nrw.de.

Flyerthemen
Atomausstieg sofort! Energiewende jetzt – Menschen vor Profite! RWE, E.ON und Co. entmachten! 
Sozialticket jetzt! // Neonazis stoppen! Blockieren ist unser Recht! // Gleiche Rechte für alle! 
Gegen Homophobie! // Gleicher Lohn für gleiche Arbeit! // 25 Jahre Tschernobyl, 1 Monat Fukushima 
Schutzschirm für die Kommunen! // Nie wieder Faschismus! Nie wieder Krieg! Erinnerungen an Jupp 
Angenfort // Studiengebühren sofort abschaffen!! // Kein Werben fürs Sterben! Keine Bundeswehr auf 
dem NRW-Tag! // Hinsehen! Einmischen! Nein zu Gewalt an Frauen! // Grundrechte auch im Internet 
schützen!

Broschüren
Außer Kontrolle – Texte zu »NSU«, Verfassungsschutz und NPD-Verbot
LINKS WIRKT – Ein Jahr Fraktion DIE LINKE im Landtag Nordrhein-Westfalen
Schutzschirm für Kommunen – Dokumentation der kommunalpolitischen Konferenz
Das vergessene braune Erbe – 60 Jahre Landtag Nordrhein-Westfalen

Fraktion vor Ort
Mit Infoständen und einer 
Theaterperformance, da-
runter in Köln, Düsseldorf 
und Duisburg, beteiligte 
sich die Fraktion DIE LINKE 
am »Internationalen Tag zur 
Beseitigung von Gewalt an 
Frauen«. 

»Den Krieg in Afghanistan 
beenden! Zivil helfen!« – 
Auch DIE LINKE prote-
stierte gegen die sogenann-
te "Afghanistan-Konferenz" 
in Bonn. Auf Einladung der 
Fraktion DIE LINKE debat-
tierten Friedensaktivisten/ 
-innen aus verschiedenen 
Ländern über eine Zukunft 
ohne Kriege.

Bis zu 900 Arbeitsplätze 
sollen in Düsseldorf bei 
der Firma Nokia Siemens 
Network (NSN) abgebaut 
werden. Die Fraktion DIE 
LINKE setzt sich in Landtag 
und Bundestag dafür ein, 
dass Beschäftigte wie hier 
bei Nokia nicht nur „Hu-
mankapital“ für die Unter-
nehmen sind.

25.11.2011, DuisburgDruck von Gewerkschaften und LINKE NRW 
sichert Mindestlohn bei öffentlichen Aufträgen

Wenn die öffentliche Hand in NRW 
zukünftig Aufträge vergibt, dürfen 
nur noch Unternehmen den Zuschlag 
erhalten, die mindestens einen Lohn in 
Höhe von 8,62 Euro zahlen. Damit liegt 
der vergabespezifische Mindestlohn in 
NRW höher und näher an den von der 
LINKEN im Wahlkampf geforderten zehn 

Euro als sonst irgendwo in Deutsch-
land. Außerdem dürfen Aufträge nur an 
solche Unternehmen vergeben werden, 
die bestimmte Umweltstandards 
einhalten, Frauenförderpläne vorlegen 
und Leiharbeiterinnen und Leiharbei-
tern die gleichen Löhne zahlen wie den 
Stammbeschäftigten. Leider gelten all 

diese Regelungen aber erst ab einer 
Auftragshöhe von mindestens 20.000 
Euro. Noch im März des vergangenen 
Jahres sah es so aus, als ob die Lan-
desregierung viele dieser Regelungen 
nur sehr eingeschränkt in das neue 
Tariftreue- und Vergabegesetz schrei-
ben würde. Nur der gemeinsame Druck 
der Gewerkschaften und der Fraktion 
DIE LINKE im Landtag hat erreicht, dass 
NRW jetzt das beste Tariftreuegesetz 
für die Beschäftigten bundesweit erhält.

15 Euro sind teuer genug!
Der Kampf für das landesweite Sozialticket geht weiter

Dass DIE LINKE auch feiern 
kann, zeigte sich bei ihrer 
Jahresendfeier im ZAKK. 
Neben einem Video-Rück-
blick auf 1,5 Jahre Arbeit 
der Fraktion wurden Kunst-
hühner zu Gunsten eines 
Kinderhospizes und der 
antirassistischen Initiative 
STAY versteigert.

Die Abgeordneten Hamide 
Akbayir und Ali Atalan be-
suchten die Region Şırnak 
im Südosten der Türkei. 
Anlass war die Ermordung 
von 35 Menschen am 28. 
Dezember 2011 durch 
Luftangriffe des türkischen 
Militärs in Uludere-Roboskî, 
an der Grenze zum Irak. 

Anlässlich der Ermordung 
von Rosa Luxemburg 
und Karl Liebknecht am 
15.1.1918 zogen wie jedes 
Jahr Zehntausende zu den 
Gräbern der beiden Sozi-
alisten in Berlin – Symbol 
für den Kampf für Frieden, 
soziale Gerechtigkeit und 
die Rechte von Arbeitern/-
innen und Erwerbslosen.

31.12.2011–4.1.2012, Şırnak

19.12.2011, Düsseldorf

Knapp 18 Millionen Menschen leben in NRW. Davon  
gelten fast ein Viertel (4,3 Millionen) als »Menschen mit 
Migrationshintergrund«. Davon hat über die Hälfte  
(2,4 Millionen) einen deutschen Pass.

Menschen mit Migrationshintergrund 
in der Landesverwaltung

18 Mio.

4,3 Mio.

Dagegen steht: Von allen Beschäftigten in der Landesver-
waltung haben nur ca. 2–3 % einen Migrationshintergrund.

2-3 %

5.12.2011, Bonn

16.12.2011, Düsseldorf 15.1.2012, Berlin

Mehr Fotos von Aktivitäten auf www.linksfraktion-nrw.de

»Die Grauen Wölfe 
müssen mit aller Kraft 

bekämpft werden, weil sie 
eine menschenverachtende, 
rassistische und faschistische 
Ideologie vertreten!«

Ali Atalan
Migrations- und friedens-
politischer Sprecher

JA!

»LINKS wirkt: das 
neue Tariftreue- und 

Vergabegesetz bringt sozial und 
ökologisch Fortschritt – auch 
wenn SPD und Grüne wichtige 
Verbesserungsvorschläge der 
Gewerkschaften und der LINKEN 
abgelehnt haben.«

Michael Aggelidis
Wirtschafts- und energie-
politischer Sprecher

JA!

»Das Klima-
schutzgesetz der 

Landesregierung reduziert die 
CO2-Emissionen nicht genug. 
Deshalb fordern wir verbindliche 
Vorgaben für Industrie, Verkehr 
und Energiesektor in NRW.«

Hamide Akbayir
Umwelt- und verbraucher-
politische Sprecherin

Nein!

 
 Sofortige Einführung 
einer landesweiten NRW-
Card zum Monatspreis 
von 15 Euro

 Steuergelder für soziale 
und ökologische Investiti-
onen statt für die Zockerei 
der Banken

DIE LINKE fordertMilliarden für die Banken, 
Millionen für die Menschen
Geplante Zuschüsse der Landesregierung (SPD/Grüne) 
für das Jahr 2012.

4 Milliarden 

0,03 Milliarden 
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Ralf, warum beschäftigst 
Du Dich so intensiv mit 
dem Verhältnis von Kir-
che und Staat, vor allem 
mit der Finanzierung?
Weil in Deutschland die 
reichste Kirche der Welt 
residiert, die trotzdem mit 
Milliardensummen aus der 
öffentlichen Hand gespon-
sert und von allen Sparmaß-
nahmen ausgenommen wird. 
Die sogenannten Staats-
leistungen sind da nur ein 
Beispiel: Über 440 Millionen 
Euro Steuergelder gehen 
jedes Jahr an die Kirchen auf 
der Basis von Verträgen aus 
dem Jahr 1803! Ich toleriere 
es natürlich, wenn jemand 
glaubt. Aber ich sehe nicht 
ein, dass der Steuerzahler 
für das monatliche Gehalt 
des Bischofs von rund 
11.000 Euro aufkommen 
soll. Schließlich gehören 
ganze 36 Prozent der 
Bevölkerung gar keiner der 
zwei großen Kirchen an. Ich 
bin nur für die konsequente 
Trennung von Kirche und 
Staat.

DIE LINKE bearbeitet die-
ses Feld ja nun schon eine 
Weile. Wie sieht die bishe-
rige Reaktion der Kirche 
auf eure Arbeit aus?
Die Kirche hält sich fast 
immer vornehm zurück, 
wenn es ums Geld geht. Sie 
bedient sich zwar stets der 
Caritas-Legende, um sich als 
mildtätiges Unternehmen zu 
präsentieren, aber über die 
Einnahmeseite legt sie den 
Mantel des Schweigens.

Was genau ist denn die 
„Caritas-Legende“?
Die Kirchen suggerieren 
gern, dass sie im Wesent-
lichen die gesamte soziale 
Infrastruktur in Deutsch-
land stellen und daher die 
Kirchensteuer ein direkter 
Beitrag ins Sozialsystem 
wäre. Wer einmal durch eine 
x-beliebige Stadt geht und 

schaut, wie viele katholische 
Kindergärten, evangelische 
Altenheime oder sonstige 
Einrichtungen es gibt, die 
angeblich die Kirchen stellen, 
wird das auch ohne Weiteres 
glauben. Was viele jedoch 
nicht wissen: Diese Einrich-
tungen werden nur zu einem 
sehr geringen Teil durch die 
Kirche finanziert. Maximal 
mit zehn Prozent, oft mit 
weniger. Viele Einrichtungen 
werden komplett staatlich 
finanziert. Caritas und Diako-
nie bekommen nur etwa zwei 
Prozent ihrer Mittel von den 
Kirchen.

Aber immerhin beteiligen 
die Kirchen sich zumin-
dest etwas. Wäre es nicht 
viel teurer, wenn der 
Staat alles übernimmt?

Im Gegenteil! Die Kirchen 
können auf immense Vergün-
stigungen wie beispielsweise 
Steuernachlässe zählen, die 
uns unter dem Strich viel 
mehr kosten. Würde der Staat 
all diese Einrichtungen zu 100 
Prozent übernehmen, würden 
800 Millionen Euro Mehrko-
sten für den Steuerzahler ent-
stehen. Würde man aber auch 
nur das Kirchensteuerprivileg 
den Kirchen streichen, hätte 
man drei Milliarden Mehrein-
nahmen und somit ein Plus 
von 2,2 Milliarden.

Was macht die Fraktion 
DIE LINKE im Landtag 
NRW in Zukunft zu diesem 
Thema?
Wir werden das Thema 
natürlich weiter bearbeiten. 
Kürzlich haben wir zum 
Beispiel eine umfangreiche 
Große Anfrage dazu gestellt, 
von der wir uns endlich mal 
genaue Zahlen erhoffen.

Und wie reagieren die 
anderen Fraktionen im 
Landtag?
An das Thema traut sich 
außer uns kaum jemand he-
ran. Auch Politikerinnen und 

Politiker anderer Parteien, 
die unsere Argumentation 
eigentlich teilen, trauen sich 
nicht, gegen die immer noch 
sehr große Lobby der Kirche 
anzutreten.

Ja, ich will mehr Informationen über die Arbeit 
der Fraktion DIE LINKE im Landtag NRW.

Name, Vorname

Straße, Hausnummer
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E-Mail
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Jedes Jahr gehen hun-
derte Millionen Euro aus 
Steuermitteln an die groß-
en Kirchen – zusätzlich 
zur Kirchensteuer. Ralf 
Michalowsky, kulturpo-
litischer Sprecher der 
Fraktion DIE LINKE im 
Landtag NRW, forscht 
seit langem dazu, warum 
das so ist. ROTDRUCK 
sprach mit Michalowsky 
darüber, warum auch 
Menschen, die keiner Kir-
che angehören, Bischöfe 
und Kirchengebäude 
finanzieren müssen.

»Steuermillionen 
für die reichste 
Kirche der Welt«
Ralf Michalowsky im Interview über versteckte Kirchenfinanzierung 
und die notwendige Trennung von Staat und Kirche
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